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Suchen wir einmal im allgemeinen Trümmerfeld die uns
erhalten gebliebenen poſitiven Werte! Deutſchland wird mit
Landverluſt, aber unzertrümmert aus dem Kriege hervor-
gehen. Man kann es mit einem Felsklotz vergleichen, von
dem durch wuchtige Hammerſchläge einzelne morſche Steine
abfallen, aber im Jnnern zeigt ſich kein Sprung. Jn den
Blättern der Entente, beſonders in den franzöſiſchen, hat man
früher oft geleſen, Deutſchland werde an ſeinem Partikularis-
mus zuſammenbrechen, wieder in ſeine einzelnen Teile zer-
fallen. Davon iſt nicht die geringſte Spur zu bemerken, auch
nach dem Kriege wird es kein Preußen, Bayern, Sachſen uſw.,

ſich allein geſtellt, ſondern ein einiges Deutſches Reich
geben.

Die Verfaſſungsreformen, die in den letzten Tagen vor
genommen wurden, können den Kitt, der das Ganze ver-
bindet, nur noch härten. Nach dem Sturz des preußiſchen
Junkertums durch die Wahlreform beſteht kein Grund mehr
zu ſüddeutſcher Animoſität gegen Preußen. Das im Süden
nie ſehr beliebt geweſene preußiſche Kaiſertum ſpielt keine
Rolle mehr, und Zentralgewalt des Reiches iſt die nach allge
meinem Wahlrecht gewählte Volksvertretung. Dadurch iſt

nicht ſchwächer geworden, ſondern innerlich
r.

Die Hammerſchläge, die vom deutſchen Reichsblock höch
ſtens die Kruſte abzubröckeln vermögen, haben Oeſterreich-
Ungarn in Trümmer geſchlagen. Das war eben kein Block
aus einem Guß, da waren die Sprünge ſchon früher darin.
Es gibt kein Oeſterreich- Ungarn mehr, und das, was von
OeſterreichUngarn noch übrig geblieben iſt, der kaiſerliche und
königliche Schatten, iſt in letzter Stunde noch
gefallen. Wir haben an und in weilcend Ungarn
nichts anderes mehr zu ſchützen als unſer eigenes Volkstum.

Während drei bis vier Millionen Elſäſſer, Polen und
Dänen vielleicht aus freiem Willen das Deutſche Reich ver
laſſen werden (bei den Elſäſſern iſt das noch nicht ſo ganz
ausgemacht), haben zehn Millionen Deutſche in Oeſterreich
ihre Selbſtändigkeit erklärt und ihren Wunſch zu erkennen
gegeben, mit dem Deutſchen Reiche vereinigt zu werden. Das
wäre am Ende kein übler Tauſch. An Stelle von mürriſchen,
weil unfreiwilligen Gäſten, bekämen wir die doppelte Anzahl
begeiſterter Zuzügler, die ſich ganz bei uns zu Hauſe,
ganz mit uns eins wiſſen werden, weil ſie eben wie wir
Deutſche ſind.

Jndes, wir müſſen mit der Möglichkeit rechnen, daß ein
ungünſtiger Frieden verſuchen wird, zwiſchen uns und den
Deutſch-Oeſterreichern trennende Gröben zu ziehen. Wir wür
den uns auch damit abzufinden wiſſen in dem Bewußtſein,
daß man die zehn Millionen unſerer Volksgenoſſen in Oeſter-
reich nicht zum Verſchwinden bringen kann, daß ſie vielmehr
ein politiſcher Faktor bleiben werden, ſei es als deutſcher, ſei
es als öſterreichiſcher Bundesſtaat. Geht es nach Recht, ſo
können wir freilich ebenſogut ein ungeteiltes Deutſchland für
uns in Anſpruch nehmen wie die Polen für ſich ein unteil
bares Polen. Geht es nach Unrecht, ſo werden in den Nach
barſtaaten Deutſchlands Deutſche leben die um ſo ſicherer zu
uns gravitieren werden, je freiheitlicher Deutſchland im
Jrinern ausgebaut iſt. Das deutſche Volk, deſſen Wurzeln

von uns ab

Deutſchlands Zukunft.
tief im Mutterboden ſtecken, und deſſen Ausläufer in vier
Nachbarſtaaten hineingreifen, wird nicht ohnmächtig ſein.

Der Zerfall Oeſterreichs räumt alles aus dem Wege, was
uns mit Jtalien verfeindet hat. An der irrigen Annahme,
die Jtaliener hätten einen Treubruch verübt, wird man in
Deutſchland nicht feſthalten. Jtalien war zum Bündnis ver
pflichtet, wenn Deutſchland oder Oeſterreich- Ungarn ange
griffen wurden. Da ein ſolcher Angriff nicht erfolgt war,
war Jtalien frei von ſeinen Bündnispflichten und konnte
ſeine nationalen Aſpirationen gegenüber Oeſterreich vertreten.
Nach Befriedigung dieſer Anſprüche wird höchſtens ein Jnter-
eſſengegenſatz zwiſchen Jtalien und dem neuen Südſlawen-
reiche zurückbleiben, der uns nichts angeht. Wir werden keinen
Jntereſſengegenſatz zu Jtalien haben und auch keinen Anlaß,
gegen dieſes Land Revanchegefühle zu hegen. Eine deutſch-
italieniſche Annäherung, die beiden Ländern große Vorteile
bieten könnte, würde ſich bald faſt von ſelbſt ergeben, wenn
nicht das alte Syſtem der Bündniſſe durch den Völkerbund
erſetzt wird.

Schließlich hat der Weltkrieg dem franzöſiſch-ruſſiſchen
Bündnis ein Ende bereitet. Die Entwicklung der Dinge in
Rußland iſt unüberſehbar, aber daß dieſes Land in abſeh-
barer Zeit wieder als gewaltige Militärmacht gegen uns
ſtehen könnte, iſt zum mindeſten ſehr un wahrſcheinlich und
kann durch eine kluge deutſche Politik verhindert werden. Auch
das geſchlagene Deutſchland, würden ihm auch noch ſo ſchwere
Friedensbedingungen auferlegt, wird weſtlich der franzöſiſchen
Grenze die ſtärkſte Macht in Europa bleiben. Es wird Dank
ſeiner Volkszahl allein ſtärker ſein als Frankreich allein.
Frankreich bleibt alſo immer vorausgeſetzt, daß der allge
meine Völkerbund nicht zuſande kommt von den anglo-
amerikaniſchen Weltmächten abhängig und gegenüber Deutſch-
land auf deren Schutz angewieſen. Frankreich, das ſich heute
als Sieger fühlt, würde bald bemerken, daß es zum Sklaven
dieſes Sieges geworden iſt. Es müßte jede Annäherung
zwiſchen Deutſchland und England mit Zittern verfolgen,
denn ohne England könnte es ElſaßLothringen auf die Dauer
keinesfalls halten.

Die Franzoſen ſehen, wie ihre Preſſe zeigt, dieſe Wahr
ſcheinlichkeiten, die für ſie ebenſo viel Gefahren bedeuten,
genau ſo gut wie wir, und daraus erklärt ſich der Vernich-
tungstaumel gegen Deutſchland, in den Pariſer Machtpolitiker
das franzöſiſche Volk hineinzuhetzen verſuchen. Vergebliche
Mühe! Deutſchland kann nicht zu Splittern vermahlen wer-
den, weil ſeine Teile innerlich zu feſte zuſammen halten.

Und darin werden unſere Gegner im Weltkrieg nicht nur
durch humanitäre Jdeale, ſondern noch vielmehr durch real-
politiſche Jntereſſen zur Jdee des Völkerbundes gedrängt.
Deutſchland kann auch durch noch ſo reſtloſe Beſiegung, durch
noch ſo drückende Friedensbedingungen auf die Dauer nicht
ungefährlich gemacht werden. Ungefährlich wird es nur, wenn
alle Völker geloben, in Zukunft keine Gefahr mehr für ihre
Nachbarn ſein zu wollen. Deutſchland hat ewigen Beſtand, es
iſt ein kerngeſundes Land. Mit dieſem Lande einen ehrlichen
dauerhaften Frieden zu ſuchen, gebietet den Gegnern politiſche
Klugheit. Fehlt die ihnen, ſo werden wir uns ins Unver-
meidliche fügen, an unſerer Zukunft brauchen wir nicht zu
verzagen!

Für die ſofortige Sinberufung der Jnternationale.
Ueber die neuen Schritte der ſchwediſchen Sozial

demokratie zur ſofortigen Wiedereinberufung der ſoziali-
ſtiſchen Jnternationale teilt Branting im Stockholmer
Socialdemokraten u. a. folgendes mit:

Der Gedankenaustauſch zwiſchen Berlin und Waſhington hat
in ſchnellem Tempo zu größerer Klarheit über die Vorausſetzungen
des Weltfriedens geführt, nach dem alle Völker, die kriegführenden
wie die neutralen, ſehnſuchtsvoll ihre Hände ausſtrecken. Mit zu
nehmender Deutlichkeit hat Wilſon klargelegt, daß ſein Programm
vollſtändig und aufrichtig angenommen werden muß, und daß er
nicht mit den bisher ſelbſtherrſchenden Mächten verhandeln kann,
die den Krieg verſchuldet haben, ſolange noch eine Möglichkeit be
ſteht, daß dieſe wieder als Herrſcher über ihre Völker hervortreten.
Und alles deutet darauf hin, daß Deutſchlands Volk für ſeinen Teil
die entſcheidende Wahl zwiſchen der früheren Kaiſermacht und dem
Frieden als gleichberechtigtes Mitglied im Bunde der Nationen ge
troffen hat, während die Völker des anderen Kaiſerſtaates in freier
nationaler Staatenbildung zur völligen Neuordnung ſchreiten. Jn
den ſozialdemokratiſchen Parteien der nordiſchen Länder hat man
überall das Verlangen geſpürt, daß ſie auch ihrerſeits alles tun
ſollten, um im rechten Augenblick ſo gut wie möglich die Kräfte zu
unterſtützen, die in der ganzen Welt für einen geordneten Rechts
zuſtand und einen dauerhaften Frieden arbeiten. Man hat Vorver
handlungen über eine gemeinſame Erklärung an Wilſon oder noch
beſſer an beide Mächtegruppen geführt. Die letzte deutſche Ant
wort an Wilſon ſchien den Weg für eine derartige Aktion zu ebnen,
und deswegen ſtellte der Vorſitzende der ſchwediſchen Partei bei
Branting den Antrag auf ein gemeinſames ſkandinaviſch- hollän
diſches Vorgehen.

Bei der Schnelligkeit, mit der die Ereigniſſe ſich entwickelt
haben, dürfte man indeſſen jetzt weitergehen können. Am 25. Oktober
ſandien wir deshalb ein Telegramm ab, man ſolle ſofort die Ein

berufung der ſeit ſo langer Zeit angekündigten, aber wegen der
aufgetauchten Schwierigkeiten immer wieder verſchobenen inter-
nationalen ſozialiſtiſchen Konferenz vorbereiten. Seit den Vor-
arbeiten in Stockholm im Sommer und Herbſt 1917 konnte die „Jdee
von Stockholm“, wie ſie genannt wurde, der Gedanke auf Einbe-
rufung der Jnternationale, wohl für einige Zeit zurückgedrängt
werden, da es ſchien, als ob der Geiſt des Jmperialismus den Geiſt
des Rechts erſticken wollte. Aber der Gedanke und die Hoffnung
ſind nie aufgegeben worden.

Niemand kann daran zweifeln, daß die ſozialdemokratiſchen Par-
teien der Ententeländer, welche kürzlich in London das Friedens-
programm des weſtleriſchen Sozialismus und der Demokratie be-
ſtätigt haben, ſich vollſtändig Wilſons Forderungen anſchließen es
iſt bei ihnen eine ſtarke Stimmung dafür vorhanden, daß die
Arbeiterklaſſe bald hervortreten und ihr gewichtiges Wort dafür in
die Wagſchale legen möge, daß der Friede ein Friede des Rechts
und der Demokratie wird.

Auf der anderen Seite haben die deutſchen Sozialdemokraten
(Mehrheitspartei) nunmehr als regierende Partei ihre Vorbehalte
gegen Stockholm aufgegeben und ſich damit einverſtanden erklärt,
daß, wie Prinz Max es ausgedrückt hat, „die Rechtsfrage vor
unſeren Landesgrenzen keinen Halt macht. Die größten Hinder-
niſſe einer internationalen ſozialiſtiſchen Konferenz ſind damit glück-
lich aus der Welt geſchafft. Wir erwarten in den nächſten Tagen die
Antwort Troelſtras. Es iſt unſer innigſter Wunſch, daß ſich
nunmehr keine neuen Hinderniſſe denen in den Weg ſtellen mögen,
die trotz aller Schwierigkeiten ehrlich an dem Entſchluß feſtgehalten
haben, die Internationale wieder aufzubauen, als eine unerläß-
liche Garantie für den Volksfrieden des Rechts.

Auch die däniſche Sozialdemokratie hat nach Kopen-
hagens Socialdemokraten in den letzten Tagen an Troel ſt ra und
Branting geſchrieben und telegraphiert, um auf die Einbe-

rufung der internationalen ſozialiſtiſchen Friedenskonferenz zu
dringen. Die Arbeiterparteien der Entente und der Zentralmächte
hätten ſich jetzt auf das Wilſonſche Friedensprogramm geeinigt, und
auch die Regierungen neigten ſich dieſer Löſung zu. Aber in beideſi
Lagern ſeien noch ſtarke chauviniſtiſche Kräfte am Werk, den Ab-
ſchluß eines baldigen dauerhaften Friedens zu verhindern. Nie-
mand ſei an ſolchem Frieden mehr intereſſiert, als die inter-
nationale Sozialdemokratie und die arbeitenden Klaſſen. Werde
der Augenblick für einen ſolchen Frieden verpaßt, ſo könne unbe-
rechenbares Unglück geſchehen, das auf Generationen hinaus eine
geſunde demokratiſche und ſoziale Entwicklung vernichte. Da jetzt
über das Wilſon- Programm Einigkeit herrſche, wäre es ein wahn-
ſinniges Verbrechen gegen die Menſchheit, noch weiter monatelang
das Blut in Strömen fließen zu laſſen und den Rationalhaß immer
weiter zu vertiefen; die Arbeit für den Völkerbund mit Schieds
gericht und Abrüſtung müßte dadurch immer ſchwieriger werden.

So dankenswert dieſe Bemühungen der nordiſchen Genoſſen
ſind, ſo wenig günſtig ſind leider noch immer die Ausſichten auf ein
entſcheidendes Eingreifen der Arbeiterparteien. Die engliſchen See
leute halten noch immer daran feſt, Friedensdelegierte nicht übers
Meer zu befördern.

Die Wiener Arbeiterzeitung über
die Lage.

Die Arbeiterzeitung ſchreibt unter Betonung der „Notwendigkeit
des Friedens für die Monarchie um jeden Preis“ über die Vorgeſchichte
des Krieges und die jetzige Lage: Deutſchland hat Rußland den Krieg
erklärt, um uns gegen die ruſſiſche Uebermacht zu ſchützen. Um unſert-
willen iſt Deutſchland alſo in den Krieg verwickelt worden, der dem
deutſchen Volke ſo ungeheure Opfer gekoſtet hat und mit einer furcht
bar ſchweren Schädigung der deutſchen Nation zu enden droht. Und
während dieſes ganzen Krieges haben deutſche Soldaten die Gebiete
Oeſterreichs und Ungarns verteidigt, und es verbluteten viele hundert-
tauſend Deutſche auf unſeren Schlachtfeldern. Jn Galizien, Siebenbür
en, Serbien und Jtalien haben reichsdeutſche Truppen den Beſitz

bsburgs verteidigt, und nach alledem bietet jetzt OeſterreichUngarn
der Entente Sonderverhandlungen über einen Waffenſtillftand und
Frieden an, erklärt es ſich mit dürftig verh“llenden Worten zu einem
Sonderfrieden bereit, einem Sonderfrieden, da Deutſchland in Not iſt
und ſelbſt um den Preis ſchwerer Opfer Frieden ſchließen möchte.

Gewiß, Oeſterreich- Ungarn kann den Krieg einfach nicht länger
führen, es muß daher einen Frieden um jeden Preis, ſelbſt um den
Preis eines ſolchen Treubruchs, anſtreben; denn daß man dazu wirk-
lich gezwungen iſt, iſt unbeſtreitbar. Die Tſchechen, Polen und Süd
ſlawen fühlen ſich nun ſchon als unabhängige Nationen, die Oeſter
reichs Krieg nichts mehr angeht. Die Magyaren aber, die die eigent-
lichen Träger des Krieges und der Bündnispolitik geweſen ſind, haben
ſich jetzt mit einem Male völlig gewandt. Das deutſche Volk in Oeſter
reich aber iſt durch dieſe Umſtände gezwungen, ſein eigenes Haus zu
beſtellen. Jſt es klar, daß die Verwaltung tſchechiſchen Gebietes dem
tſchechiſchen Nationalrat übergeben werden muß, ſo muß die deutſche
Nationalverſammlung die Verwaltung des deutſchen Gebietes an ſich
ziehen Iſt es klar, daß die Dynaſtie und Ungarn ſich von Deutſchland
trennen, um durch einen Sonderfrieden günſtigere Bedingungen zu er-
langen, ſo muß das deutſche Volk ſeine auswärtige Politik fortan ſelbſt
beſorgen, ſeine Sache bei den Friedensverhandlungen ſelbſt führen und
ſeine künftigen Beziehungen zu allen Nachbarvölkern, nicht in letzter
Linie zum Deutſchen Reiche, in voller Freiheit ſelbſt beſtimmen. Die
Nationalverſammlung muß jetzt mutig und ſchnell handeln.

Der Kongreß der unterdrückten
Vationalitäten in Philadelphia.
Jn der Jndependance Hall fand ein Kongreß der unterdrückten

Nationalitäten unter dem Vorſitz Maſſaryks ſtatt. Nach einer Rede
Maſſaryks ſtellte der Kongreß folgende Richtlinien für die Ver
einigung der unterdrückten Völker feſt:

1. Der Verein ſtellt ſich auf den Standpunkt des Nationali-
tätenprinzips, und zwar ſo, daß das Nationalitätenprinzip in
ſeinen demokratiſchen und ſozialen Tendenzen in vollem Sinne des
Wortes „Gemeinſchaft“ durchgeführt werden müſſe, ſo daß die Natio
nen oder die Teile der Nationen das Recht der Selbſt beſtim
mung ausüben können. Da die Vermiſchung der Nationalitäten in
den meiſten Städten auf eine Denationaliſierungspolitik der Dynaſtien
und der autokratiſchen Regierungen zurückzuführen iſt, iſt offenbar eine
ſcharfe Unterſcheidung der Raſſen unmöglich. Deshalb iſt man berech
tigt, die beſtehenden wirtſchaftlichen, kulturellen und geographiſchen Be
dingungen zu berückſichtigen und die militäriſche und ſtrategiſche Ab

Die mitteleuropä-

4. Nationale Minoritäten 'ollen in allen Ländern Frel
heit und gleiches Recht haben. Die Völkerunion ſpricht ſich da
für aus, daß das Völkerrecht die Rechte der nationalen Minorilkäken
ſchützen ſoll. Die Liga der Völker kann verwirklicht werden wenn eins
nationale Minorität gegen das Wühlen der Denationaliſierung ge-
ſchütgt iſt.

5. Die Union proteſtiert gegen alle Verſuche, Nationen oder
oder Teile einer Notion gewaltſam umſiedeln zu laſſen, und
opponiert gegen derartige alldeutſche Pläne und gegen die Freveltaten,
die die Zentrolmächte bereits hinſichtlich verſchiedener Teile der unter
drückten Nationen verübt haben, indem ſie die Bevölkerung ganzer Di
ſtrikte fort'chickten und eine andere Bevölkerung dort anſiedelten. Als
Beiſpiele dienen dafür die Slowenen, die Kroaten, die Bosnier.
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Der Krieg im Weſten.
Berlin, 29. Oktober. Am 27. Oktober verſuchten feindliche Ge

ſchwader zahlreiche Bombenangriffe auf franzöſiſche und bel-
giſche Städte weit hinter der Kampffront. Durch deutſche JagdP meiſt ſchon weit vor ihren Zielen auseinandergeſprengt,

hrten ſie unverrichteter Dinge wieder um und warfen ihre Bomben
wahllos ins Gelände. Einige feindliche Flugzeuge, die wahrſchein
lich auf Mons angeſetzt waren, entledigten ſech ihrer Bomben über
dem militärisch völlig bedeutungsloſen Städtchen Quaregnon weſt
lich Mons. Die Wirkung war furchtbar: Von der belgiſchen Be
völkerung wurden über 40 getötet und viele verwundet, meiſtens
Kinder. Die Zerſtörungen, welche die Bombenabwürfe in den

und belgiſchen Städten bewirken, ſtehen in keinem
rhältnis zu dem Nachteil, den das deutſche Heer durch ſie er

leidet. Die Zivilbewohner ſind ſich deſſen ſehr wohl bewußt. Denn
bei dem Herannahen feindlicher Geſchwader haben fie nur eine
Sorge, daß die deutſchen Jagdſtaffeln rechtzeitig zur Stelle ſind,
um ſie vor ihren „Befreiern“ zu ſchützen.

Berlin, 29. Oktober. Die Atempauſe des Gegners an der
Schlachtfront öſtlich Solesmes--Le Cateau ſcheint weniger durch die
notwendige Ordnung der Verbände und das Vorziehen ſeiner Ar-
tillerie als durch die blutigen Verluſte, die ihm die beiden
Kampftage gekoſtet haben. Aus allen Ausſagen der Gefangenen
geht hervor, daß die Ziele ſeiner ſtarken Angriffe nirgends erreicht
wurden, und daß die Verluſte aller angreifenden Truppen ſchwer
waren. Beſonders heben die Gefangenen wieder die furchtbare
Wirkung der deutſchen Maſchinengewehre hervor. Von der Art der
Kämpfe und der Stimmung der feindlichen Truppen macht auch der
Brief eines gefallenen Offiziers der 6. engliſchen Diviſion an ſeine
Frau einen Begriff; dabei ſchlug ſich die 6. Diviſion an einer Stelle,
an der die Kämpfe verhältnismäßig leichter waren, als an der
übrigen Front. Der Offizier ſchreibt: „Der heutige Tag war furcht-
har; die Hölle war losgelaſſen. Männer heulten wie Kinder. Ob-
wohl meine Kompagnie in 2. Linie bleiben ſollte, mußte ich ſchon
gleich zu Beginn des Angriffs bis an die Front vorſtoßen, und da
der nächſtälteſte Offizier verwundet war, hatte ich damit zu tun,
die Leute aufzumuntern und vorzutreiben. Wir litten ſchwer beim
Vorgehen, und ich und wir alle glaubten, wir würden völlig aufge-
rieben werden. Mit einer Hand voll Leuten erreichten wir ſchließ-
lich die angegebene Linie. Nur 4 Gefangene konnten gemacht wer-
den. Es war ſehr aufregend, und ich flehe zu Gott, daß alles bald
zu Ende iſt.“

England und das Völkerrecht.
Der luxemburgiſche Mitarbeiter des Berner Jntelligenzblattes

ſchreibt ſeinem Blatte am 14. Oktober 1918 folgendes:
„Die Fliegerangrife auf das neutrale Großherzogtum Luxem-

burg mehren ſich immer noch. Jmmer häufiger werden die Ort-
ſchaften mit Bomben belegt. Die ganzen Beſchießungen muten ſo
an, als ob die betreffenden Flieger ſich nicht darüber Rechenſchaft
abzulegen imſtande ſind, wo ſie ſich eigentlich befinden.“

26 Tanks vor einer Divifion erledigt.
Die Gardediviſion, welche auf den kahlen Hügeln zwiſchen den

Dörfern Quentin und Banogne lag, hatte den feindlichen Angriff
erwartet. Jm „Saugrund“, einem 600 Meter breiten Tal, das
ſich weit zwiſchen die Hügel hineinſchob, mußten die Tanks kommen.Alle Sorſichsmaßregein waren getroffen. Die Vorausberechnung

erwies ſich als richtig, denn hinter dem Feuerqualm der letzten
Granate tauchten in Reihen die Tanks auf. Das Geſchütz des Unter-
offiziers Brockmann erfaßte die erwarteten Ziele ſchnell und im
Tempo einer Treibjagd brachte dieſes Geſchütz allein im „Saugrund“
zehn Tanks zur Strecke. Ein anderes Geſchütz derſelben Batterie
unter dem Gefreiten Renſchkie hatte ſich die Tanks auserſehen, die
über die Pulverkuppe gegen die Straße Quentin--Banogne vor
rollen wollten. Er hatte das Glück, acht Tanks lahmzulegen. Die
dicht auffolgende feindliche Jnfanterie begann im Vorgehen zu
ſtocken. Zwar gelang es einigen Tanks weiterzukommen, aber
nachdem acht weitere Sturmwagen durch unſere Jnfanteriſten außer
W geſetzt waren, war die Wucht des feindlichen Angriffs ge

rochen.

Wie Clemenceau
ſein Verſprechen hält.

SK. Die einzige Gewerkſchaft, die in Frankreich während des
Krieges eine einigermaßen unabhängige Haltung eingenommen hat,
war die der Metallarbeiter. Sie verſuchte, für die Arbeiter in den
Fabriken ein Mitberatungsrecht in beruflichen und organiſatoriſchen
Angelegenheiten zu erzwingen. Es wurden Fabrikvertrauensleute
geſchaffen, aber weder die Regierung noch das Unternehmertum
geſtatteten ihnen, irgendwelche Kontrolle in den Betrieben auszu-
üben. Den Fabrikvertrauensleuten wurde ſogar verboten, Gewerk-
ſchaftsdelegierte zu ſein. Mitte Mai 1918 brach deshalb in Pariſer
Munitionsfabriken ein Demonſtrationsſtreik aus. Die Regierung
lehnte es aber ab, den Arbeitern irgendwelche Zugeſtändniſſe zu
machen. Sie ließ ſogar 150 mobiliſierte Arbeiter, meiſtens Fabrik-
vertrauensleute, einziehen und in Strafabteilungen verſetzen. Am
17. Mai begab ſich eine Abordnung der Pariſer Vertrauensleute zu
Clemenceau, der ihr erklärte: „Veranlaſſen Sie, daß die Arbeit
wieder aufgenommen wird, und haben Sie Vertrauen zu mir in
bezug auf Jhre Kollegen, die während des Streiks eingezogen
worden ſind. Am 18. Mai wurde die Arbeit wieder aufgenommen.
Aber Clemenceau hat nichts getan, um ſein Verſprechen einzulöſen.
Die Maſchinenarbeiter richteten darauf ein Schreiben an ihn und
erinnerten ihn an ſein Verſprechen. Das Schreiben blieb nicht nur
unbeantwortet, ſondern es wurde auch ſeine Veröffentlichung von
der Zenſur verboten.

So ſteht es heute um Freiheit und Arbeiterrecht in Frankreich.

Was iſt Deutſchöſterreich?
Von Dr. Karl Renner.

Mitglied des Vollzugsausſchuſſes der deutſchöſterreichiſchen
Nationalverſammlung.

Ein neuer Staat iſt erſtanden er nennt ſich Deufſſchöſterreich. Nicht
nur die weite Welt, wohl auch die nächſten Nachbarn ſind durch den
Schritt der deutſchen Reichsratsabgeordneten Oeſterreichs ſie ſind auf
Grund des allgemeinen gleichen Wahlrechts gewählte wirkliche Ver-
treter ihres Volkes höchlichſt überraſcht worden. Woher dieſer raſche
Entſchluß? Wieſo dieſes ſofortige Verſtändnis und Einverſtändnis des
ganzen Volkes ohne alle Ausnahmen?

Was Ariſtoteles ſagt, trifft hier buchſtäblich zu: Staaten ent-
ſtehen des Lebens halber, aus des Lebens Notdurft. Eines Tages
blieb uns Deutſchen der Donaumonarchie kein anderer Ausweg übrig,

ſelbſt die öffentliche Gewalt zu ergreifen, die bis dahin eine „landes-
rſtliche und ihrer Zuſammenſetzung nach „internationale“ Bureau-

kratie ausgeübt hatte. Sie verwaltete die deutſchen, ſlawiſchen und
romaniſchen Gebiete, aber die nichtdeutſchen Gebiete verſagten ihr eines
Tages den Gehorſam: Die tſchechiſchen und polniſchen Bezirkshaupt-

tie hörten auf, Nahrungsmittel nach den Weiſungen der Behörden
uſtellen, tſchechiſche Eiſenbahner hielten auf Geheiß des ſſchechiſchen

Rationalrats die Bahnwagen mit Getreide, Kartoffeln und Kohlen auf
das deutſche Gebiet war der Aushungerung preisgegeben. Da die

vielnationale, überdies durch Geſetze und tauſend Rückſichten gebundene
VBureaukratie gegen dieſe Eigenmacht ohnmächtig war, da überdies die
ſtawiſchen Aemler ſich beinahe unverhüllt den ſlawiſchen Nationalräkten
unterſtellten und ſo im kalten Wege der Tatſachen ſlawiſche Stagts-
gewalten herſtellten, blieb uns Deutſchen gar nichts übrig als die ſoli-
dariſche Selbſthilfe zu verkünden und auch ſelbſt als deren einzig ge-

Mittel den eigenen Staat aufzurichten. Das war der letzte An
und dieſer treibt uns unaufhaltſam weiter.

Die zweite Zwangslage war eine rechtlichmoreliſche. Die öſter
reichi Staatsgewalt war bis dahin landesfürſtliches, Jt etwa deutſ Die Firhewe W
der Deutſchen hatte an ihm Anteil, wie etwa das Karoſſen
pferd am Silbergeſchirr, und ge auch die erhöhte Haferration des
Karoſſenpferds den n ſſen erwuchſen nur Nachteile
aus dieſem Verhältniſſe. n anſtürmenden Slawen bot es ſeit
rig Jahren Gelegenheit, von der Dynaſtie Zuwendungen teils durch

echtſeligkeit zu erliſten, teils Abfa zu erpreſſen. So
der Byzantinismus wie der Hochverrat anderen wurde ge
itsmäßig aus deutſchem Gut und Blut bezahlt.

Das hat die Deut Oeſterreichs gezgungen von dem viel
nationalen, landesfürſt ihr deutſches Gemeinweſen ahzulöfen,
gleichſam die zwei zuſammengemiſchten Kaſſen wieder auseinander-
zulegen. Denn gerade jetzt ſtiegen die Forderungen aller Nationen
ins Unermeßliche, und ſo gebot die Vorſicht, unſer Gut in Sicherheit
zu bringen.

Drittens aber ſtand die politiſche Maſchine ſtill, weil die Tſchechen
erklärten, mit der Wiener Regierung überhaupt nicht mehr zu ver
handeln, weil ſie ſo auf die wirkſamſte Weiſe die einſchaft ſtill
etzten. Aber das menſchliche Gemeinſchaflsleben kann niemals ſtille
ehen nicht im Frieden und noch weniger im Kriegel! Wir müſſen

unſere Hungernden verpflegen und können es nicht ohne n
Gewalt. Verſagt die eine, ſo muß die andere geſchaffen werden. Die
Tſchechen können einer dynaſtiſchen Regierung alles Verhandeln ab
lehnen, aber ſie können das nicht einem Volke, das rings um ſie und
mitten unter ihnen wohnt. Verhandeln aber kann nur, wer eigenen
Rechtes iſt, und nur auf Grund ſeines vorher geſicherten unbeſtreit
baren Beſitztums.

Es blieb nichts übrig Deutſchöſterreich mußte ein eigener Sigat
werden. Er iſt es durch den einmütigen Beſchluß ſeiner Vertreter ſchon
n und binnen kurzer Zeit wird der Vollzugsausſchuß in aller

orm die Regierungsgewalt ergreifen, wenn auch mit einer Ein
ſchränkung.

Was will Deutſchöſterreich? Es hat unverholen und klar der
Dynaſtie, der bisherigen Regierung und den anderen Nationen der
Donaumonarchie ein Dilemma geſtellt:

Entweder erklären die übrigen Nationen ſich bereit, mit Deutſch
öſterreich einen Bundesſtaat zu bilden, und dies unter Bedingungen,
die den nationalen und wirtſchaftlichen Intereſſen Deutſchöſterreichs
entſprechen dann ſind auch wir bereit, in einen ſolchen Bund ein
zutreten, oder ſie wollen einen Bund nicht oder nur unter unannehm-
baren Bedingungen dann wird Deufſchöſterreich als Bundesſtagt dem
Deutſchen Reich beiireten.

Beide Glieder des Dilemmas ſind gleich ernſt gemeint, das erſte
iſt nicht als zeitlicher Vorwand, das letztere nicht als leere Drohung
zu faſſen! Vor ſolchem Jrrtum ſei Feind und Freund gewarnt! Ernſt-
lich bleibt die erſte Möglichkeit den anderen Nationen offen. Deutſch
öſterreich iſt mit den anderen Nationen wirtſchaftlich ſo eng verwachſen,
daß die Trennung bei allen Trennſtücken furchtbare Wunden zurück
läßt. Dieſes Opfer wollen wir ernſthaft uns ſelbſt wie den anderen
erſparen, wenn dieſe das verſtehen und zu würdigen wiſſen. Aber
es liegt uns ganz fern, irgendjemand zum Verſtändnis und zur Liebe
zwingen zu wollen, am Ende haben wir es ſatt, den unverſtandenen
Lehrmeiſter und den ungebetenen Vormund zu ſpielen und keine über
lieferte Macht, weder Dynaſtie, noch Kirche, noch Bureaukratie, wird
uns mehr eine Rolle aufnötigen, die gegen unſere Würde iſt. Wir
beſtellen unſer eigenes Haus mögen die anderen für ſich ſelber
denken und ſorgen. Und dieſe Poliſik kann und wird die deutſchöſter
reichiſche Sozialdemokratie, die dem Jmperialismus der deutſchen Bour
geoiſie ſtets bekämpft hat, gerne mitmachen und aktiv mitführen, bisdas eigene Heim fertig daſteht.

Das iſt, das will Deutſchöſterreich und das iſt unſer Anteil als
Sozialdemokraten an ihm.

Proporzwahlkreiſe in Preußen.
Nach den Beſchlüſſen des Herrenhauſes zur Wahlrechtsvorlage wird

das Verhältniswahlſyſtem in folgenden Wahlkreiſen eingeführt:

Königsberg 3 (Königsberg-Stadt und -Land, Fiſchhauſen) mit 3 Abg.,
Danzig 2 (Danzig-Stadt, Danziger Höhe, Niederung) mit 3 Abg.,
Pot (Oberbarnim-Niederbarnim, Eberswalde, Lichtenberg)

mit bg.,
Potsdam 9 (Teltow-Beeskow-Storkow-Wilmersdorf) mit 3 Abg.,
Potsdam 10 (Charlottenburg) mit 2 Abg.,
Potsdam 11 (Schöneberg-Neukölln) mit 3 Abg.,
Breslau 4 (Breslau-Stadt) mit 3 Abg.,
Magdeburg 4 (Magdeburg-Altſtadt) mit 2 Abg.,
Merſeburg 4 (Haale-Saalkreis) mit 2 Abg.,
Schleswig 14 (Kiel. Bormersholm, Neumünſter) mit 2 Abg.,
Hannover (Hannover-Stadt) mit 2 Abg.,
Arnsberg 11 (Gelſenkirchen-Stadt und Land) mit 2 Abg.,
Wiesbaden 11 (Frankfurt a. M.) mit 3 Abg.,
Köln 1 (Köln-Stadt) mit 3 Abg.,
Düſſeldorf 1 (Lennep-Remſcheid-Solingen) mit 2 Abg.,
Düſſeldorf 2 (Elberfeld-Barmen) mit 2 Abg.,
Düſſeldorf 4 (Düſſeldorf-Stadt und -Land) mit 3 Abg.,
Düſſeldorf 5 (Duisburg-Oberhauſen) mit 2 Abg.,
Düſſeldorf 13 (Eſſen-Stadt) mit 3 Abg.,
Trier 5 (Saarbrücken, Ottweiler und St. Wendel) mit 3 Abg.,
Hagen 2 (Eupen-Aachen) mit 3 Abg.,

Außerdem werden eine Reihe von Wahlkreiſen zuſammengelegt
und auch in ihnen der Proporz eingeführt; es ſind das die Kreiſe:

Berlin 1--12 mit zuſammen 12 Abg.,
Stettin 2 und 3 (Stettin-Randow-Greifenhagen) mit 3 Abg.,
Poſen 1 und 2 (Poſen-Obornik) mit 3 Abg.,
Schleswig 8 und 9 (Altona) mit 2 Abg.,
Arnsberg 5 und 8 (Dortmund-Stodt und -Land) mit 3 Abg.,
Caſſel 3 und 4 (Caſſel-Stadt und -Land, Witzenhauſen) mit 2 Abg.

Jn einer Reihe von Wahlkreiſen wird die Zahl der Adgeordneten
vermehrt. Da das Herrenhaus in dieſer Beziehung über die Regie
rungsvorlage hinausgegangen iſt, zählen wir die Kreiſe mit der Zahl
der Abgeordneten, die ſie in Zukunft haben, hier auf:

Potsdam 4 (Riederbarnim, Oberbarnim, Lichtenberg, Eberswalde)
erhält 4 Abg.,

Potsdam 9 (TeltowBeeskowStorkow-Wilmersdorf) erhält 3 Abg.,
Potsdam 10 (Charlottenburg) erhält 3 Abg.,
Potsdam 11 (Schöneberg-Neukölln) erhält 3 Abg.,
Oppeln 5 (Tarnowitz-Beuthen) erhält 2
Oppeln 11 (Kattowitz-Hindenburg) erhält 2 Abg.,
Schleswig 14 (Kiel, Bornersholm-Neumünſter) erhält 2 Abg.,
Münſter 4 (Borken-Recklinghauſen) erhält 3 Abg.,
Arnsberg 5 und 8 (Dortmund-Stadt und -Land) erhält 3 Abg.,
Arnsberg 10 (Kreis Bochum, Stadt Bochum, Hamm) erhält 2 Abg.,
Arnsberg 11 (Gelſenkirchen-Stadt und Land) erhält 2 Abg.,
Wiesbaden 14 (Frankfurt a. M.) erhält 3 Abg.,
Köln 1 (Köln-Stadt) erhält 3 Abg.,
Düſſeldorf 4 (Düſſeldorf-Stadt und -Land) erhält 3 Abg.,
Düffeldorf 5 (Duisburg-Oberhauſen) erhält 2 Abg.,
Düſſeldorf 13 (Eſſen-Stadt) erhält 3 Abg.,
Düſfeldorf 15 (Kreis Dinslaken, Stadt Mülheim-Ruhr, Tinkrade,

Homburg) erhält 2 Abg.
Jnsgeſamt wird die Zahl der Mitglieder des Abgeordnetenhauſes

um 19 vermehrt, während die Regierungsvorlage nur eine Vermehrung
um 12 vorſah. Die Zahl der Mitglieder des Hauſes wird alſo von
443 auf 462 ſteigen. Außerdem wird in Zukunft automatiſch jeder
Wahlkreis einen Abgeordneten mehr erhalten, wenn auf die Abgeord
netenſtelle eines Wahlbezirks nach der letzten allgemeinen Volkszählung
mehr als 200 000 Einwohner entfallen. In dieſem Fall kommt bei der
nächſten allgemeinen Wahl für jede weitere volle oder angefangenen
200 000 Einwohner ein Abgeordneter hinzu.

Politiſche Aeberſicht.
Sentſches ein.

Wie wirkt das r
Die Kreuzzeitung erzählt in ihrem letzten Leitartikel- Wilſon

t alle Monarchen, und deſto mehr, je größer ihre Macht iſt.
n kann ganz ſein, daß ihn die Vorſtellung mit dem höchſten

Jubel t, die Geſchichte könne r von ihm berichten, er habe
in dem ken Deutſchen Reich eine Republik begründet und die
Macht des Hohengollernhauſes zerſtört. Darum deutet er in ſeiner
Erklärung auch an, daß wir in dieſem Fall ziemlich billig“ davon-
kommen würden. Behalten wir aber die Monarchie bei, ſo will er
uns mit Skorpionen züchtigen.“

Glaubt die Kreuzzeitung wirklich, daß ſolche Feſtſtellung heute
noch Entrüſtung auslöſt? Sie treibt damit lediglich, ohne es zu
wollen, antimonarchiſche Propaganda. Uns kann das recht ſein!

Zur Veuordnung in Bayern.
Die Verhandlungen über die Neuordnung in Bayern ſcheinen

am toten Punkt an Je zu ſein. Wie ſchon berichtet, hatte die
t ndiagsfraktion ein Mindeſtprogramm über
ie Abänderung der Ter yg vorgelegt, das u. a. folgende Punkte

betraf: Einführung der Verhältniswahl für den Landtag, Herab-
ſetzung des Wahlalters, Beſeitigung der Wahlbeſchränkungen, neu
zeitliches Wahlrecht für die Land und Diſtriktsräte, Umgeſtal-
tung der Reichsratskammer, Parlamentariſierung, Erweiterung der
Rechte der Volksvertretung und ſozialpolitiſchen Maßnahmen. Nach
verſchiedenen interfraktionellen Beſprechungen ſchien auch eine
Einigung unter den Parteien erreichbar und die Regierung zur
Mitwirkung bereit. Inzwiſchen hat ſich das Zentrum auf einem
Parteitag zu München wegen „Gefährdung der ländlichen Inter
eſſen“ entſchieden gegen den allgemeinen Landesproporz erklärt,
d. h. die Mehrheitspartei befürchtet eine Beeinträchtigung ihrer
bisherigen Machtſtellung, zu der ſie die Hand nicht bieten will.
Außerdem ergaben ſich im Laufe der Erörterungen auch ſonſt noch
einige Schwierigkeiten, die bisher wenigſtens nicht zu überwinden
waren. Die Folge davon war, daß die ſozialdemokratiſchen Ver-
treter den weiteren Beſprechungen fernblieben.

Gegen die Geldhamſterer!
In den letzten Wochen hat ſich die aus der Anfangszeit dieſes

Krieges bekannte Erſcheinung wiederholt, daß das Bargeld aus der
Oeffentlichkeit verſchwindet. Handelte es ſich damals um das Metall
geld, ſo kommt diesmal das an deſſen Stelle herausgegebene Papier-

d in Betracht. Die vom Reich herausgegebenen knoten und
arlehnskaſſenſcheine ſollen der Zirkulation, dem Bedarf an Zah-

lungsmitteln dienen. Dieſer Bedarf wird gegenwärtig auf 10 bis
11 Milliarden Mark geſchätzt. Welche Mehranforderungen an den
Geldumlauf geſtellt werden, geht daraus hervor, daß in der Woche
vom 24. bis 30. September 1918 der Banknotenumlauf der Reichs
bank einen Mehrbedarf von rund 965 Millionen Mark erforderte. Für
die entſprechenden Wochen von 1917 und 1916 werden die Zahlen
auf 601,3 und 509,9 Millionen Mark angegeben. Bei der Ausgabe
dieſes Papiergeldes muß damit gerechnet werden, daß dasſelbe wieder
in den Umlauf gelangt, alſo ſeiner eigentlichen Beſtimmung, als
Zahlungsmittel zu dienen, nicht entz wird. Mag der Arbeiter
ſeinen Lohn in Nahrungsmittel, Klei Mietzins und Steuern,
der Gewerbetreibende ſeine Einkünfte in Rohſtoffe, Löhne und Lebens-
bedürfniſſe, der Händler ſeine Einnahmen in Waren, Transport-
ſpeſen und Lebensaufwand, der Hausbeſitzer ſeinen Zinserlös in Hypo
thekengzinſen, Reparaturzahlungen und shaltskoſten umſetzen, und
mögen alle dieſe Kreiſe etwas davon erſparen und auf Bankkonto
oder in der Sparkaſſe anlegen, ſo kehrt ihr auf allen dieſen Wegen
in den allgemeinen Umlauf zurück. Denn auch die Banken und Spar-
kaſſen häufen das Papiergeld nicht auf, ſondern führen es auf dieſe
oder jene Art dem allgemeinen Verkehr wieder zu. Bei normalem
Geldumlauf müſſen die für Auszahlungen benötigten Barmittel unge-
fähr den Eingängen entſprechen, und es kann ſich höchſtens um den
Erſatz verlorengegangener Zahlungsmittel ſowie um die Schaffung
e Ausgleichs für geſteigerte Produktion oder Warenzirkulation
handeln.

Seit 2 bis 3 Wochen iſt aber wieder ein Zuſtand eingetreten, wo
nach der Eingang von Zahlungsmitt ln in bedenklich wachſendem a
hinter dem Zahlungsbedarf zurückbleibt. Dieſe Erſcheinung, die ſich
beſonders auf die Induſtriebezirke erſtreckt, kann durch erhöhte Lohn
zahlung, Teuerung u. dgl. allein nicht mehr erklärt werden, denn das
Mankv läßt alle dieſe Vorausſetzungen weit hinter ſich. Sie iſt nur
zu erklären durch die Annahme, daß ein großer Teil des Publikums
Ardeiter, Gewerbetreibende, Händler ihr Geld möglichſt vom Ver-
kehr zurückhalten, es aufſpeichern, alſo Geld hamſtern. Die
Gründe für ein ſolches Verhalten mögen verſchiedener Natur ſein der
eine mag dieſe Bank, der andere jene Sparkaſſe nicht mehr für ſicher
genug halten, ein dritter mag an Jnvafionsgefahr glauben und ein
vierter gar ſchon das ganze Deutſche Reich zugrunde gerichtet ſehen,
weshalb ſie es vorziehen, ihr Geld ſelbſt zu verwahren, um nötigen-
falls die erforderlichen Zahlungsmittel in der Hand zu haben. Sie alle
verkennen aber den wahren Wert und die Aufgabe des Geldes, vor
allem des Papiergeldes. Würden die Zuſtände wirklich eintreten,
welche dieſe Aengſtlinge befürchten, würden Bank, Sparkaſſe, Gemeinde,

Staat und Reich zahlungsunfähig werden, ſo hat das in ihrer Hand
befindliche Papiergeld nicht mehr Wert als der Bankausweis oder das
Sparkaſſenbuch. Auch der größte Schatz an Farieg gibt ihnen dänn
nicht den notwendigen Lebensunterhalt Eine Jlluſtration dazu ge
währen die Zuſtände in Petersburg und Moskau, wo das Pfund Brot
mit Hunderten von Rubelſcheinen aufgewogen wird. Das Papier-
geld wird entwertet, wenn die Nation nicht mit ihrer ganzen Wirt
ſchaftskraft dahinterſteht.

Aber die Geldhamfterei entwertet ſchon heute das Papiergeld, denn
ſie zwingt unmittelbar zur Ausgabe neuer Milliarden von Banknoten,
ohne daß das Nationalvermögen dadurch eine Skeigerung erfährt.
Eine größere Menge von Geld, auf die gleiche Warenmenge bezogen,
drückt den Wert des Geldes herab. Das Geld, das ſich dem Ver
kehr entzieht, ſchädigt ſich ſelbſt. Und dabei bleibt es nicht; denn die
allgemeine Geldentwertung führt zu weiteren Preisſteigerungen auf
allen Gebieten und ruft neuen Geldmangel, neue Geldvermehrung her-
vor. Die Schraube ohne Ende würde das ganze Volk aus
preſſen, wenn die Notenpreſſe überhaupt imſtande wäre, dieſen An
forderungen zu genügen. Das iſt ſie aber r bisher nur mit den
größten Anſtrengungen geweſen, und ſie ver z t gegenüber
den ins Rie'enhaſte geſchwellten Anforderungen. Dies führt aber zu
einer anderen Gefahr, an die die Geldhamſterer wohl nicht gedacht
haben mögen. Die Unmöglichkeit, dem wachſenden Geldbedarf zu ge
nügen, veranlaßt Zahlungsſtockungen, die ſich unmittelbar in Wirt
ſchaftsſtocku umſetgen. Die Ärbeiterbelegſchaften, die am Zahltage hre Vohn nicht erhalten können, kommen nicht wieder e
Ardeit; der Kaufmann, der keine Zahlung erhält, liefert nicht mehr;
der Kleinhändler erhält keinen Kredit mehr und bricht zuſammen. Die
Lebensmittelverſorgung ſtockt die Produktion wird ſtillgelegt. die Ver
dienſtmöglichkeit ſinkt, die Löhne ſinken, während die ahrungsmittel
preiſe rapid ſteigen. Darunter leidet das geſamte Wirtſchaftsleben, in
erſter Linie ſelbſt. die durch ihre Hamſterei den Anſtoß zu
dieſer rückläufigen Bewegung gaben.

Jeder Reichsangehörige weiß es längſt im fünften Kriegsſahr,daß man ſein Ged nicht daheim aufſpeichern darf, oderg es den

öffentlichen Kaſſen zuführen ſoll. Wem eine private Bank nicht aus
reichend ſicher erſcheint, der woge ſein Geld zu einer der zahlreichen
Reichsbankſtellen oder Sparkaſſen. r erſtere gewährt
die Reichsbank, für letztere die Gomeinden, Kreiſe, Provinzen oder
Bundesſtaaten jede Si it, die unter ſolchen Verhältniſſen über-
haupt denkbar iſt. Nur kleinlicher Eigennutz kann das Geſd

r den Blutſtrom unſeres Wirtſchaftsledens unterbinden und
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V

die Schwierigkeiten, die das Volk in dieſen T überwinden hat, in 7 verſ e 3
An die de Arbeiterſchaft richten wir die dringende

Aufforderung, ſich eines ſolchen en Verhaltens nicht
chuldig zu machen. Jeder kläre ſeine Mitarbeiter auf, welchen

lgen es führen muß, wenn die Geldhamſterei ſich fort
ſetzt. Unſere Lage iſt ſchon durch die Nahrungsmittelhamſterer ge
nugſam verſchlimmert worden. Die Geldhamſterer dürften ſich rühmen,
den Sieg der Feinde, die auf den Zuſammenbruch des deutſchen Volkes
rechnen, zu vervollſtändigen.

Gewerkſchaftliches Leben.
Das Correſpondenzblatt der Generalkommiſſion der Gewerk

ſchaften Deutſchlands bringt in ſeiner Nr. 42 vom 10. Oktober eine
große ſtatiſtiſche Ueberſicht über die Entwicklung ſämtlicher Gewerk
ſchaftsorganiſationen im Deutſchen Reiche im Jahre 1917. Danach
hat die

Mitgliederbewegung

in den freien Zentralverbänden den während der erſten Kriegsjohre
durch ungeheure Einberufungen und Stillegung zahlreicher Jndu-
ſtrien verurſachten Rückgang nunmehr endgültig überwunden. Die
Kurve der Mitgliederbewegung in den Zentralverbänden markiert
ſich bildhaft in folgenden drei Zahlen:

Den höchſten Mitgliederſtand hatten die freien Gewerkſchaf
ten zu Ende Juni 1914 in der Zahl von 2 482 046; von da an er-
fuhren die Ziffern von Quartal zu Quartal eine u i
Senkung, bis ſie zu Ende des Jahres 1916 ihren größten Tief-
ſtand erreichten mit der Zahl von 934 834; von da an begann der
Aufſtieg mit einer von Quartal zu Quartal anhaltenden Steige-
rung, die zu Ende Juni 1918 ihren höchſten bis jetzt ſtatiſtiſch er
faßbaren Stand erreichte mit der Zahl von 1369 799.

Würden die zum Heeresdienſte eingezogenen Mitglieder zu
dieſer Zahl hinzugerechnet, ſo ergäbe ſich, daß ſchon im Juli dieſes
Jahres die Zahl der Gewerkſchaftsmitglieder um mehrere Hundert-
tauſende höher war als vor dem Kriege! Die Hoffnung auf die
Treue der zum Heresdienſt einberufenen Mitglieder aber iſt be
gründet einmal darin, daß viele von ihnen auch während des Krieges
in enger Verbindung mit ihren Gewerkſchaften blieben, zum andern
darin, daß bei der Demobiliſierung der Heeresangehörigen und
ihrer Unterbringung in Arbeit wie bei der Durchfüh-
rung der Uebergangs wirtſchaft und den dabei unent-
behrlichen Fürſorgemaßnahmen die Gewertſchaften ſich als
unbedingt notwendig erweiſen werden.

Von beſonderer Bedeutung für das Gewerkſchaftsweſen iſt die
umſichgreifende

Gewinnung der Frauen.
Die Zahl der weiblichen Mitglieder in den freien Gewerk

ſchaften ſtieg von 197 008 zu Ende 1916 auf 362 617 am Schluſſe des
zweiten Quartals dieſes Jahres. Eine ſolche Erſcheinung lag aller
dings in der großen Zunahme der Frauenarbeit während der
Kriegsjahre zwingend begründet. Die Zahl der weiblichen Kranken-
kaſſenmitglieder iſt von Mitte 1914 bis Mitte 1918 von 3,7 Millionen
auf 4,5 Millionen oder um 21,6 Prozent geſtiegen. Die Zahl der
weiblichen Mitglieder in den Gewerkſchaften aber ſtieg ſeit Mitte
1914 um beinahe 70 Prozent, womit ſie 27 Prozent der jetzt Ge
ſamtorganiſierten ſtellen. Prozentual auf alle weiblichen Kranken-
kaſſenverſicherten verrechnet kommen allerdings immer erſt auf
hundert weibliche Verſicherte 8 Organiſierte, im Gegenſatz zu 534
vor dem Kriege. Aber wenn man bedenkt, daß die Frauen jahr
zehntelang für die gewerkſchaftliche Organiſation außerordentlichſchwer zu gewinnen waren und daß die Jenuentreiſe, die während

des Krieges die Erwerpsarbeit in Fabrik und Bureau aufnahmen,
den Gewerkſchaften mäſſt noch viel fremder gegenüber ſtanden als
das frühere Gros der Arbeiterinnen, ſo iſt der jetzt zutage tretende
Wandel ſehr erfreulich. Die Frauenarbeit wird auch fernerhin in
beträchtlich größerem Maße beſtehen bleiben als vor dem Kriege.
Dieſem Webiete, auf dem noch ſcharfe Lohnkämpfe ausgetragen
werden, haben die Gewerkſchaften ſich mit beſonderen Kräften zu
widmen.

Die finanzielle Rüſtung
der freien Gewerkſchaften zu ihren bedeutſamen Aufgaben nach
Friedensſchluß iſt gleich erfreulich. Sie zählten Ende 1917 einen
Geſamtvermögensbeſtand von 70 717419 M. Darin iſt
der Metallarbeiterverband, der aus taktiſchen Gründen die Angabe
ſeines Vermögensbeſtandes ablehnt, nicht mit enthalten. Da der
Metallarbeiterverband für das Jahr 1914 ein Vermögen von
16 601 239 M. angegeben hatte und ſich während des Krieges nicht
ungünſtiger entwickelte, ſo darf man annehmen, daß der Vermögens
beſtand der geſamten Gewerkſchaften jetzt auch ſchon höher iſt
als vor dem Kriege.

Deutſcher Heeresbericht vom 30. Okt.
wtb. Großes Hauptquartier, 30. Oktober. (Amtlich.)

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Heeresgruppe Kronprinz Rupprecht

Jn der Lys Niederung, zwiſchen der Lys und Schelde,
bei Famars und Englefontaine wurden heftige Teil-
angriffe des Gegners abgewieſen. Das engliſche Feuer gegen die
Vorſtädte von Tourngi und die Ortſchaften der Schelde
Niederung forderten wiederum erhebliche Opfer unter der Zivil-
bevölkerung.

Heeresgruppe Deutſcher Kronprinz.
Am Oiſe- Kanal ſcheiterten am frühen Morgen heftige feind-

liche Angriffe. Nach ſtarkem Artilleriekampf nahm der Franzoſe
zwiſchen Nizy le Comte und der Aisne unter Einſatz zahl
reicher Panzerwagen ſeine Angriffe wieder auf. Die in den ſchweren
Kämpfen der letzten Tage bewährten Truppen der Armeen der
Generale von Eberhard und von Below haben auch geſtern wieder
einen vollen Erfolg in der Abwehr errungen. Sie ſchlugen den
Feind auf der 18 Kilometer breiten Angriffsfront völlig zurück.
Jn den Kämpfen am Nordrande von Klein-Quentin zeich-
neten ſich das brandenburgiſche Leibgrenadier- Regiment Nr. 8, öſt
lich von Benogne das weſtfäliſche Jnfanterie- Regiment Nr. 53
und auf den Aisne- Höhen das mecklenburgiſche Füſilier-Regi-
ment Nr. 90 beſonders aus. Teile der Stellung nordweſtlich von
Herpy, die vorübergehend verloren gingen, wurden im Gegen-
angriff wieder genommen. Jn den Abendſtunden ſtieß der Feind
wiederholt zu heftigen Teilangriffen vor, die überall vor unſeren
Linien ſcheiterten. Der Franzoſe hat geſtern ſchwere Verluſte er-
litten; zahlreiche Panzerwagen wurden zerſtört.

Beiderſeits von Vouziers und öſtlich der Aisne zeitweilig
Artilleriekampf.

Wir ſchoſſen geſtern 27 feindliche Flugzeuge und ſechs Fefſel-
ballone ab. Leutnant Dörr errang in den letzten Tagen ſeinen 31.
bis 34., Leutnant Frommherz ſeinen 30. Luftſieg.

Der Chef des Generalſtabes des Feldheeres.

Nicht beteiligt ſind an den vorſtehenden Angaben die Ver
bände der

Bauangeſtellten und Landarbeiter.

Der Verband der Landarbeiter zählte am Jahresſchluß 1917
6132 männliche Mitglieder und 2642 weibliche; der Haus ange
ſtelltenverband 4201 weibliche und 20 männliche.

Die Hirſch-Dunckerſchen und chriſtlichen Ver
bände zeigen in bezug auf ihre vorliegenden Endziffern das
folgende Bild: Die ſeit fünfzig Jahren beſtehenden irſch
Dunckerſchen Gewerkvereine zählten an Mitglie-dern im Jahre 1914 77 749. Den tiefſten Stand während der
Kriegszeit erreichten ſie 1916 mit der Zahl von 57 766. Jm Jahre
1917 ſtiegen ſie auf 79 113. Jhr Vermögen ſtieg in dem Jahre
von 1 956 481 auf 2 391 393 M.

Für die chriſtlichen Gewerkſchaften ergab ſich 1913
im Jahresdurchſchnitt eine Mitgliederzahl von
342 785. Sie ſank 1914 auf 282 744, dann im Durchſchnitt 1916 bis
auf 174 300. Am Ende des Jahres 1916 betrug ſie 178 907 und am
Schluß des Jahres 1917 298 187. Das Geſamtvermögen der
chriſtlichen Gewerkſchaften hob ſich im Vorjahr von 8850 536 auf
9 902 526 M.

Prozentual ſind bei dieſen Gewerkſchaftsrichtungen die
Steigerungen höher als bei der unſeren, wobei zu bemerken iſt, da
bei kleinen Zahlen ja auch geringere Verſchiebungen prozentual ſi
ſtärker äußern. Betrachtet man aber die Stärkever-
a e abſolut, ſo bedürfen die Vergleicheeines Kommentars die Zahlen ſprechen für
ſich ſelber.

Auf das übrige reichsſtatiſtiſche Material in der Zuſammen-
ſtellung des Correſpondenzblattes ſei in unſerm Rahmen nicht ein
gegangen. Es zeigt mit voller Klarheit, daß die deutſchen Gewerk
ſchaften den durchaus begreiflichen Rückſchlag während der Kriegs
jahre bereits überwunden haben und ſich in einer bemerkenswerten
Wiedererſtarkung befinden. Und man kann die Sicherheit
des Bearbeiters teilen, daß in dieſer Aufwärtsbewegung die freien
Zentralverbände ihre alte Ueberlegenheit bewahren, daßz ihnen die
Mitglieder zuſtrömen werden in der Gewißheit, daß dort ihre wirt-ſchaftlichen Sutereſſen in jeder Hinſicht aufs beſte gewahrt ſind.

Aus der Partei.
Steter Aufſtieg.

Der herrſchende Papiermangel hat es jetzt glücklich ſo weit ge
bracht, daß der Nachfrage nach unſeren Parteizeitungen nur ganz
unzureichend Rechnung getragen werden kann. Die Magdeburger
Volksſtimme beiſpielsweiſe, die zu Kriegsbeginn 28 900 Abonnenten

tte, hat ihre Bezieherzahl jetzt auf mehr als 50 000 geſteigert.
ollte ſie den vollen Bedarf für den r liefern, ſo

müßte e mindeſtens 60 000 Exemplare drucken. Statt deſſen hat
umgekehrt der Straßenverkauf ſchon wiederholt völlig eingeſtellt
werden müſſen, weil einfach kein Papier vorhanden war. Vor dem
Hauſe der Volksſtimme bilden ſich täglich zur Ausgabezeit des
Blattes wahre h von Leuten, die ſich „anſtellen“, um ja eine Nummer zu bekommen. Jm „Schleichhandel“
iſt das einzelne Exemplar ſchon mit einer Mark und darüber be
zahlt worden.

Soziales.
Arbeilslohn und Arbeilszeit nach dem Kriege. Ueber dieſes

Thema ſprach am 15 Oktober in München auf Einladung der Geſell
ſchaft für Soziale Reform Prof. Dr. Lujo Brentano. Der Vortragendewies auf die große Bedeutung hin, die der Neuregelung der Arbeite

bedingungen im Frieden t ging näher auf die Uebertreibungen
ein, die über die angeblich ins Unangemeſſene geſtiegenen Arbeiter
löhne im Umlauf ſind, und zeigte an der Hand eines reichen Zahlen
materials, daß man hier ganz falſche Vorſtellungen erweckt und ge
nährt hat. Es ſind zwar beträchtliche Steigerungen des Geldlohnes
während des Krieges zu verzeichnen aber die Löhne der weiblichen
Arbeiter und auch des größten Teils der männlichen Arbeiter
ſind nicht im gleichen Maße geſtiegen, wie die Teuerung zugenommen
hat, und gerade dieſe Löhne ſind im e zu der Zeit vor dem
Krieg von ausſchlaggebender Bedeutung für die Lebenshaltung der Be
völkerung. Tatſache iſt, daß weite Arbeiterkreiſe trotz geſtiegener Löhne
auch heute unter großen Entbehrungen leben Von welchen Geſichts
punkten nun ſoll die Neuordnung der Arbeitsbedingungen geleitet ſein?
Man hört bereits heute Stimmen, die einfach Lohnherabſetzungen for
dern. Eine ſolche würde aber, vielleicht gar noch im Verein mit
einer verlängerten Arbeitszeit, nicht die im Intereſſe unſerer Volks
wirtſchaft Steigerung der Produktion erzielen. An der
Hand wiſſenſchaftlicher Forſchungen wies der Vortragende nach, bei
welchem Arbeitslohn und bei welcher Dauer der Arbeitszeit das Maxi
mum an Arbeitsleiſtung erzielt werden kann. Es käme darauf an, für
jedes Gewerbe feſtzuſtellen, was der Arbeiter an Nahrung, Kleidu
Wohnung braucht, um ſeine in dem Gewerbe verbrauchte Arbeitskra
wieder zu erſetzen. Die dazu nötige Summe würde den erſten Poſten
bei der Bemeſſung des Geldlohnes auszumachen haben. Einen zweiten
Poſten würde der Betrag ausmachen, der nötig iſt, damit der Arbeiter
eine Familie gründen und erhalten kann, einen dritten Poſten der Be
trag, der ihm die Teilnahme an den Kulturerrungenſchaften und dem
politiſchen Leben ſeines Volkes ermöglichen würde. Alles das müßte
durch die beiderſeitigen Organiſationen der Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer der einzelnen Gewerbe in Tarifverträgen feſtgeſetzt werden,
und das ſo im kollektiven Arbeitsvertrage Feſtgeſetzte müßte rechts
verbindliche Kraft haben für ſämtliche in den betreffenden Berufszweigen
tätigen Arbeiter. Damit ſchwände auch die Gefahr, daß unſer Vater
land nach wiedererlangtem Frieden durch Arbeitseinſtellungen und
Ausſperrungen völlig zurückgehe. Um dies zu erreichen, wäre nötig,
daß der Abſatz 2 des S 152 der Reichsgewerbeordnung ebenſo beſeitigt
würde. wie der S 153 beſeitigt worden iſt. Es beſteht Hoffnung,
dieſes Ziel erreicht wird.

Literariſches.
An was hat der heimkehrende Kriegskeilnehmer zu deunken? Unter

dieſem Titel hat im Bayriſchen Kommunalſchriften-Verlag der ſtädtiſche
Direktor und Gemeindebevollmächtigte J. Jehle, München, ein Buch
herausgegeben, das ein trefflicher Wegweiſer für unſere heimkehrenden
Kriegsteilnehmer genannt werden kann zur Wiedereinführung ins
bürgerliche Leben und zur Geltendmachung von Anſprüchen und
Rechten. Gar vieles hat ſich während des Krieges geändert, worüber
unſere Kriegsteilnehmer nicht unterrichtet ſind, das ſie aber zur Wah
rung ihrer erworbenen Anſprüche und Rechte uſw. kennen müſſen. Auf
alle in Betracht kommenden Fragen aus dem Militär und Zivilverhält
nis, auf dem Gebiete der Steuern, des geſamten Verſicherungsweſens.
für Gewerbetreibende, Kriegswohlfahrtseinrichtungen uſw. gibt das
Buch Auskunft. Damit der Leſer ſich raſch zurechtfinden kann, iſt die
alphabetiſche Reihenfolge gewählt. Wir können allen Intereſſenten
dieſes praktifche Auskunftsbuch empfehlen. Es iſt für 2.65 M. in
allen Buchhandlungen, oder beim Bayriſchen Kommunalſchriften-Ver
lag, G. m. b. H. in München, Areisſtraße 35, zu beziehen

Die Stimme einer Frau.
Kälhe Kollwitz an Richard Dehmel,

Richard Dehmel rief kürzlich im Vorwärts die Männer Deutſch
lands, die noch nicht oder nicht mehr der Militärpflicht unterliegen, zur
freiwilligen Meldung für die nationale Verteidigung auf. Und wie er
ſich ſchon bei Kriegsausbruch als Fünfzigjähriger zur Fahne meldete,
ſo ging er auch jetzt wieder im Sinne ſeines Aufrufs allen Aufgerufe
nen durch die eigene Meldung an die Front mit gutem Beiſpiel voran.
Bei aller Hochachtung vor dieſer Haltung des Dichters hat ſein Aufruf
zahlreiche Entgegnungen veranlaßt, von denen die einer durch tiefes
ſoziales Empfinden ausgezeichneten Frau, der Malerin und Radiererin
Käthe Kollwitz, beſonders bemerkenswert iſt. Jhr offener Brief
an Dehmel, ein Kulturdokument aus Deutſchlands ſchwerſter Zeit, ſei
daher hier wiedergegeben:

Richard Dehmel veröffentlicht im Vorwärts vom 22. Oktober einen
Aufruf: „Einzige Rettung“. Er appelliert an die Freiwilligkeit der
kriegstauglichen Männer. Einem Aufruf der oberſten Ve gungs
inſtanz meint er, würde nach Ausſcheiden der „Memmen“ eine kleine,
deſto auserwähltere Schar todbereiter Männer ſich ſtellen, und Deutſch
lands Ehre würde durch dieſe gerettet werder.

Ich wende mich hiermit gegen Richard Dehmel. Ich vermute wie
er, daß einem ſolchen Appell an die Ehre eine auserleſene Schar Folge
leiſten würde. Und zwar wieder wie im Herbſt 1914 in der Haupt-
fache aus Deutſchlands Jugend beſtehend, ſoweit dieſelbe noch in Frage
kommt. Das Reſultat würde höchſtwahrſcheinli ſein, daß dieſe
Opferbereiten tatſächlich hingeopfert würden, und daß dann nach dem
täglichen Blutverluſt dieſer vier Jahre Deutſchland eben verblutet
iſt. Was dann im Lande bliebe, wäre nach Dehmels er Schluß-
folgerung nicht mehr die Kernkraft Deutſchlands. Dieſe läge eben auf
den Schlachtfeldern. Meiner Meinung nach aber wäre ein ſolcher Ver
luſt für Deutſchland viel ſchlimmer und nnerſetzlicher güs Berluſt
ganzer Provinzen.

Man hat tief umgelernt in dieſen vier Jahren. Mir will ſcheinen,
in bezug auf den Ehrbegriff. Wir empfanden Rußland nicht als

ehrlos, als es in den unerhört harten Breſter Frieden willigte. Es tat
es aus dem verpflichtenden Gefühl heraus, die ihm noch verbleibenden
Kräfte für den inneren Wiederaufbau ſparen zu müſſen. a
darf Deutſchland, wenn ein Rechtsfrieden an der Entente itern
ſollte, ſich als entehrt empfinden, wenn es einen Gewaltfrieden eingehen
muß. Gefaßt und ſtolz muß es ſich bewußt bleiben, daß
ebenſowenig damit verloren iſt wie die Ehre eines einzelnen ſchen,
der ſich überſtarken Mächten beug:. Seine Ehre ſoll Deu daran-
fetzen, das harte Geſchick ſich dienſtbhar zu e e eus der
Niederlage zu r entſchloſſen der ungeheuren Arbeit,
liegt, ſich zuz

Die Tat Dehmels, daß er ſich jegt wieder
meldet, achte ich, ich ſeine freiwillige Stellung im He 1914
achtete. Aber man darf nicht vergeſſen, daß Dehmel den Uſten
Teil ſeines Lebens hinter ſich hat. Was er zu ge m BWunder-

und Wertvolles hat er ausgegeben. hat
Jahren ein Weltkrieg verbluten laſſen.Aber di Ta e auch zu geben landeres vo el ne hen ſt e wen z

worten, daß, als dieſe eben anfangen wollten, ſich zu entfalten, ſie in
den Krieg geriſſen wurden und legionenweiſe ſtarben?

Es iſt genug geſtorben? Keiner darf mehr fallen! Jch berufe
mich gegen Richard Dehmel auf einen Größeren, der ſagte: „Saat-
früchte ſollen nicht vermahlen werden.“ Käthe Kollwitz.

Blut Unterſuchungen.
Von den Veröffenilichungen des Jnſtitnis für experimentelle Päda-

gogik des Leipziger Lehrervereins, herausgegeben von Dr. phil. Max
Brahn, Privatdozent an der Univerſität Leipzig, liegt das 1. Heft des
VIII. Bandes vor.

Es behandelt: Blutunterſuchungen an Jugendlichen: Hämoglobin-
beſtimmungen an Großſtadtkindern, Kindern der Landbevölkerung, Fort
bildungsſchülern und ſchülerinnen und Erwachſenen während der
Kriegsjahre 1914——1918 von O. Meyrich. Verlag der Dürrſchen Buch-
handlung, Leipzig 1918.

Ausgeführt wurden dieſe Unterſuchungen an 1272 Kindern im
Alter von 5 bis 14 Jahren aus 14 Dörfern der Umgegend von Leipzig
und an Leipziger Stadtkindern, außerdem an Knaben und Mädchen der
Leipziger Fortbildungsſchulen, an weiblichen und männlichen Erwach-
ſenen, an Knaben der Grimmaer Volksſchulen, Kindern in Oberwieſen-
tal im Erzgebirge und Frriedrichroda in Thüringen.

Der Blutfarbſtoffgehalt (Hämoglobin) war bei den Landkindern
im Durchſchnitt um 4 Sahli-Emheiten höher als bei den Großſtadt-
kindern, bei den Kindern in Belgershain ſogar um 8--10 Einheiten.
Die Zahl der blutarmen Kinder war alſo in der Großſtadt Leipzig
eine höhere als auf dem Lande (Leipzig: 66 S -E., Land: 70,3 S. -E.),
6,9 Prozent der unterſuchten Kinder hatten mehr als 80 Prozent Hämo-
globingehalt. Zwiſchen Knaben und Mädchen beſtand kein beſonderer

nur zur Zeit der Geſchlechtsreife ſank beſonders bei Mäd-

meiſten Blutarmen, hauptſächlich in den Dörfern am Rande der Groß-
ſtadt und in den Jnduſtriedörfern. Ungünſtig beeinflußt wurde der
Hämoglobingehalt durch ſchwere körperliche und geiſtige Betätigung,
durch unregelmäßige Ernährung, durch Kinderreichtum in der Familie,
Trunkſucht der Väter und Tuberkuloſe. Die letztgenannten Kinder
waren gewöhnlich ungünſtiger geſtellt als die in den erſten Ehejahren
Geborenen. Maſern und Wurmkrankheiten veränderten die Blut-
beſchaffenheit ungünſtig, nachweisbar oft noch monatelang nach der Er-
krankung.Die Blutunterſuchung an Kindern aus größeren Höhenlagen

(Friedrichroda mit 440 Meter und Oberwieſental mit 900 Meter) er-
gaben höheren Hämoglobingehalt gegenüber Großſtandkindern (70,6 66)
und größeren Gehalt an roten Blutkörperchen (5,055: 4,500). Die
Friedrichrodaer Kinderwelt zeitigte immerhin häufig auftretende Blut
ormut. Von Bedeutung iſt, daß der Einfluß der Kriegskoſt auf die
Blutbeſchaffenheit und damit auf die PDterzrn ung bei Jugend-
lich en nicht zu Blutarmut führte. Bei der männlichen Jugend ſtieg
im 5. bis 15. Lebensjahr der Hämoglobingehalt allmählich an, vom
16. bis 17. raſcher, nahm vom 18. bis 19. gering ab und erreichte im

e
20. das Mittel der Erwachſenen. Von einzelnen Berufsarten hatten

i 70,1 Prozent nach Sahli, Schneiderlehrlinge744. Schreiber 785.9 undi h v

chen die Kurve leicht ab. Im allgemeinen ſtellten die Mädchen die iſt

bildung vorhanden ſind, iſt nicht ohne weiteres zu entſcheiden. Der
Blutfarbſtoffgehalt bei der weiblichen Jugend der Großſtadt war
während der Kriegsjahre faſt gleichhoch wie bei den männlichen Fort
bildungsſchülern. Die meiſten Blukarmen gab es in Leipzig Plagwiß
unter den in der Kriegsinduſtrie beſchäftigten Mädchen. p

Bei den Erwachſenen war zwiſchen männlichen und weiblichen
Perſonen der Unterſchied gegen 10 Sahli-Einheiten (Männer 87,5

76,5). Mit ehlern behaftet aben gebegne im hen gehen und der egten ut
rperchen.

Somit läßt uns das vorliegende Buch einen ſcharfen Blick in die
Geſundheitsverhältniſſe der Bevölkerung, und beſonders der Jugend
lichen in der Zeit des Krieges tun. Zu wünſchen wäre, daß im
gleichen Sinne durch ſorgfältige Blutdruckmeſſungen weiterer Aufſchl
gegeben würde, und daß auch an der kranken Bevölkerung, die de
Gefahren des Berufslebens, beſonders durch Vergiftungen ausgeſehz
iſt, wie in der Fellbearbeitungs- und Pelzbranche, ähnliche Unter
ſuchungen angeſtellt würden. Dr. Sch.

Vermiſchtes.
Infereſſankes aus der Vogelwell. Jn der wiſſenſchaftlichen

ſchrift Prometheus veröffentlicht C. Schenkling einige intereſſante Auf
ſätze über bemerkenswerte Veränderungen in der Vogelwelt. Er ſtellt
feſt, wie manche Vögel e Aeußerungen der modernen Kultur
folgen. Jn demſelben Maße wie der Bau der Fahrſtraßen in den
letzten hundert Jahren in Deutſchland zugenommen hat, haben ſich
z. B. die Haubenlerchen bei uns verbreitet. Noch jetzt fehlt die Haubep
lerche in einigen Gegenden pon Bayern und Schwaben, im Werratql
und im Der Girlitz, ein naher

aus ſeiner kleinaſiatiſchen Heimat ſeit dem Anfang des 19. Jahr-
hunderts in Deutſchland eingedrungen. Erſt Ende der 70 er Jahre traf
er in der Umgebung Berlins ein. Und nun dringt der Vogel immer
weiter nordwärts und oſtwärts vor, jetzt iſt er in Weſtpreußen an
gelangt. Die Amſel, die noch vor 60 Jahren ein ſcheuer Bewohner
unſerer tiefen Wälder war, iſt ſetzt eine Großſtädterin geworden. Sie
hat auch ihre Scheu in den ſtädtiſchen Parkanlagen abgelegt. Umge
kehrt finden die Schwalben in den Großſtädten nicht das geeig
Unterkommen, weil ihnen hier das Brüten ſehr erſchwert wird und
infolge der Reinhaltung der Straßen des Baumaterials zu ihren
Neſtern beraubt werden. Die Spatzen ſind auf dem Lande nicht ent
fernt ſo zutraulich und dreiſt wie in der Stadt. Sie haben in r
Großſtadt aber noch eine andere Gewohnheit angenommen: ſie ſchla
hier vielfach nicht unter Dach und Fach, ſondern bringen die Nacht
den Straßenbäumen zu. Die intenſiver werdende Kultur die
immer mehr aus Deutſchland verdrängt. Auch der rzSit
der die Nähe des Menſchen flieht, zieht immer mehr die
ſamen Waldungen des Oſtens zurück. ie Wacholderdro
Krammetsvogel) verſchiebt ihr Verbreitungsgebiet über De
von Norden nach Süden. Urſprünglich in den Birkenwaldungen
Nordens heimiſch, wurde ſie am Ende des 18. Jahrhunderts als
vogel in Oſtpreußen erwähnt. 1854 war ſie bis in die Mark
men. 1862 wurde ihr Vorkommen in Thüringen feſtgeſtellt. Undiſt ſie dis Mittelfranken vorgerückt und dort deimiſch x



Bekanntmachung vom 25. Oktoder 1918, betr. Einziehung der

T Dr. med. Roeßke

Halle und Saalkreis.
Halle, 31. Oktober 1918.

Städtiſche Kriegsgeldſcheine.
Die erſten ſtädtiſchen Kriegsgeldſcheine, und zwar r die

nigen zu 20 M., werden in den nächſten Tagen in den Verkehr
bracht werden. Sie kommen gerade zur rechten Zeit, da der
angel an Reichskaſſenſcheinen ſich in den letzten Tagen noch
ſteigert hat und zum Quartalswechſel ganz beſonders fühlbar
in wird. Es darf daher erwartet werden, daß die Bürgerſchaft

der Hilfe gern bedienen wird, die ihnen die Stadt bietet, und
e Scheine willig aufnehmen wird. Dies um ſo mehr, als ja die

Scheine, hinter denen die Stadt Halle mit ihrem geſamten Ver
mögen ſteht, jedem Jnhaber die vollſte Sicherheit bieten.
Sie werden auch von der Reichsbankſtelle und von den Halli
chen Kaſſen der Poſt und der Eiſenbahn ohne weiteres in
ahlung genommen, ihre Unterbringung bietet alſo keinerlei

Auch darf damit gerechnet werden, daß ſich die
neuen Scheine ebenſo, wie ſeinerzeit die 50-Pf.-Scheine, auch im
Verkehr mit den Nachbarorten Halles bald einbürgern werden.

Der 20-M. Schein hat folgendes Ausſehen: Die Vorderſeite
weiſt hellgrünen Druck auf. Der Text iſt von einem ſchraffierten
Rande umgeben, an deſſen vier Ecken eine ſchwarze „20* ſteht.
Die Schrift ſteht auf einem hell ſchraffierten Untergrund, in dem
die ſich häufig wiederholenden Zeichen „20 M.“ erkennbar ſind. Aus
dieſem Untergrund hebt ſich in kräftigerer hellgrüner Farbe, das
die pnae Mitte des Siegels ausfüllende Stadtwappen der Halb
mond mit zwei Sternen heraus. Ueber dieſes Wappen hinweg
iſt folgender Text in grünen Buchſtaben, die zweite Wertangabe in
ſchwarzen Buchſtaben, gedruckt:

„Gegen dieſen Schein zahlt die Stadt
Hauptkaſſe zu Halle dem Ueberbringer

Zwanzig Mark
Mark 20 Mark.

Halle, den 15. Oktober 1918.
Rive. Seydel.

Dieſer Schein verliert ſeine Gültigkeit einen
Monat nach dem Tage, an welchem der
Magiſtrat zu Halle durch die Halliſchen
Zeitungen und durch öffentlichen Anſchlag zu
ſeiner Einlöſung aufgefordert hat.“

Die Rückſeite weiſt eine halb graue, halb lichtbraune Unter

wierigkeiten.

grundſchraffierung auf, in der ſich die Worte „20 Mark“ reihen-
weiſe wiederholen. Jn dieſem Untergrund ſteht eine große licht
draune „20*. Darüber hinweg iſt folgender Text in braunen (die
Wertangabe in ſchwarzen) Buchſtaben gedruckt:

Stadt Halle
20 Mark 20.

Die fälſchliche Anfertigung dieſer Scheine wird
mit Zuchthaus nicht unter zwei Jahren beſtraft.“

Jn dieſer Mitte des oberen Randes der Vorderſeite ſteht die
Rummer, am rechten Rande der Vorderſeite befindet ſich ein Präge-
ſtempel mit dem Stadtwappen.

Sobald die Fünfmarkſcheine fertiggeſtellt ſind, wird auch über
dieſe näheres mitgeteilt werden.

Einziehnag der k. und g. v.-Mannſchaften. Jn der
v.

und g. v.-Feld-Mannſchaften, welche von den Beſatzungstruppen auf
Befehl des Stello. Generalkommandos 4. A.-K. zu eburg be-
urlaubt ſind, wird darauf hingewieſen, daß vorausſichtlich noch weitere
Maßnahmen in dieſer Hinſicht erforderlich ſein werden. Erſatz für
die Arbeitskräfte iſt durch militäriſche Hilfe oder durch Geſtellung von
Gefangenen nicht möglich. Wo noch dringend Arbeitshilfe nach Zurück
zehung der Militärkommandos erforderlich iſt, insbeſondere zur Ber
gung der Kartoffelernte, können J aus der Prooinz
und aus benachbarten Bezirken zur Verſügung ſt werden. Der
Bedarf an ſolchen Jungmannen iſt der Kriegswirtſchaftsſtelle, Markt
platz 22, binnen 3 Tagen ſchriftlich zu melden.

Kohlenverſorgung für geweröliche Verbraucher von mehr als
10 Tonnen in Monat. Gewerbliche Betriebe, die mehr als 10 Tonnen
monatlich verbrauchen, haben in der Zeit vom 1. bis 5. November d. J.
ihren Bedarf für den nächſten Monat auf den vorgeſchriebenen Melde
karten anzumelden. Für die im Stadtkreis Halle wohnhaften Ver
braucher ſind die Meldekarten in der Ortskohlenſtelle, Marktplatz 22,
vormittags von 858 bis 1256 Uhr abzuholen. Der Preis beträgt
25 Pf. für ein Heft zu 4 Karten und 5 Pf. für eine Einzelkarte.

Von der Univerſität. Prof. Dr. Wiedenfeld erhielt als Nach
folger des im Vorjahre verſtorbenen bekannten öſterreichiſchen Volks
wirtſchaftlers E. v. Philippdreich einen Ruf als Ordinarius für Staats
wiſſenſchaften an die Univerſität Wien.

Die Melallſammelſſtelle Turnhalle am Roßplatz iſt vom
1. November d. J. ab wöchentlich nur noch Dienstags und Freitags
9-3 Uhr geöffnet.

dem Fee. Um die Ser Lie

e ri ſein. In der Zen vome n ed zurder ſchwierigen
nifernter gelegenen Gebieten wird die Auflieferung von
bis zu den nachſtehend Tagen empfotzlen:

em Kaukafus bis 31. Oktober d. J., nach Ru
nach Finnland bis

20. November d. J. Für Frachtſtücke werden dieſ Aufgabe

Kriegsanleihe- Zinsſcheine als Zahlungsmittel. Von amtlicher
Seite werden wir nochmals ergr darauf hinzuweiſen, daß die
Zinsſcheine für Januar der Kriegsanleihen ſchon jetzt. als ge
ſetzliche Zahlungsmittel gelten. Man wolle davon Gebrauch machen.

Theater, Sehens würdigkeiten uſw.
s er. Heute, Donnerstag, den 31. Oktober, „Hoffmanns

Erzählungen“, Freitag, den 1. November, „Lohengrin“. Die Lohen-
rin Aufführung beginnt 625 Uhr. Sonnabend 2. Sinfoniekonzert.
oliſt Prof. Karl Klingler, Beginn 8 Uhr. Sonntag nachmittag 3 Uhr

Fremdenvorſtellung zu ermäßigten Preiſen „Das Dreimäderlhaus“,
abends 634 Uhr „Lohengrin“.

Aus der Provinz.
Zeit. Zuckerpreiſe. Vom 1. November 1918 ab gelten

folgende Zuckerkleinhandelshöchſtpreiſe: gemabhlener Zucker 50 Pf.
für 1 Pfund, Würfel-Zucker 54 Pf. für 1 Pfund, Kandis
gleich 70 Pf. für 1 Pfund. -Suppenkarten. Die Suppen-
karten für Oktober behalten auch ihre Gültigkeit für den Monat
November. Die Zucker-Zuſatzkarten über je 500 Gramm werden
am I a von nachmittags 83 Uhr ab in der Stadtküche aus

ie Suppenkarten ſind dazu vorzulegen. Karten r
inder über 6 Jahre ſind zurück zu geben. Milchkarten. Die

Ausgabe der Milchkarten für November ſowie der Zuckerzuſatz-
karten über je 750 Gramm iſt bereits durch die zuſtändigen Brot-
pfleger erfolgt. Der Umtauſch der Milchkarten für Kranke findet
am 31 d. M. im Zimmer 44 des Rathauſes ſtatt.

Zeitz. Wer kenntden Schleichhändler Am 20. Okt.
iſt in Reuden ein der Firma Thurm und Wunderlich in Leipzig ge
höriger Wagen angehalten worden, der mehr als 55 Zentner be-
ſchlagnahmte Waren (Weizen, Mehl, Kartoffeln, Zwiebeln, Fleiſch
uſw.) enthielt, über deren Herkunft keine Auskunft gegeben wurde.
Ausfuhrerlaubnis war nicht erteilt. Der Geſchäftsführer der Firma
hat zugeſtanden, daß es ſich um ohne Erlaubnis erworbene Ware
handelt, weigert ſich aber, den Verkäufer zu nennen. Da es ſi
um einen Fall rückfichtsloſer Schleichderſorgung handelt, iſt n
einer Bekanntmachung des Kgl. Landrats Beſtrafung des Täters
unbedingt erforderlich. Der Landrat verſpricht daher eine Belohnung
von 200 M. dem, der ihm Angaben macht, die zur Ermittelung des
Verkäufers der Waren führen.

Delihſch. Zuckerdiebe. Die Arbeiter Eduard Thomas,
ranz Hauſe, Paul Mühlberg und Wilhelm W. hatten ſich weger
iedſtahls zu veranlworten: die erſten drei haben eingeſtandenermaßen

in der Zuckerfabrik Delitzſch drei große Säcke mül je zwei Zentnern
Zucker geſtohlen, den Zucker aber in ſechs Säcken zu je einem Zentner
verteilt, um ihn beſſer fortſchaffen zu können. H. hat außerdem noch
Zuckerrübenſamen in geringer e, M. ſodann 1914 etwa 7 bis
8 Meter Kupferdraht entwendet. Als bei H. r n gehalten
wurde, fand man noch drei Zuckerſöäcke und zehn Lei cher. Jn
der Nacht, in der der Diebſtahl verübt wurde, hatte W. den ſtändigen
Wächter vertreten müſſen und war dadurch mit in Verdacht geraten,
doch konnte ihm nichts nachgewieſen werden, ſo daß ſeine Freiſprechung
erfoigte. Die übrigen Angeklagten wurden unter h mildern-
der Umſtände wie folgt verurteilt: Th. zu neun Mo efängnis,
H. zu neun Monaten zwei Wochen, M. zu neun Monaten einer Woche.
Allen dreien wurden je zwei Monate der Unterſuchungshaft als ver-
düßt angerechnet.

Bitterfeld. Kartoffelkarten. Die Ausgabe der neuen
Kartoffelkarten an diejenigen Einwohner, die ſich nicht auf Bezugsſchein
eingedeckt haben, erfolgt am Donnerstag, dem 31. Oktober, vormittags
von 8--12 Uhr, an die Bewohner der Straßen A--K, Freitag,
den 1. November, vormittags von &--2 Uhr an die Bewohner der
Straßen beginnend mit L--3. Die Karten werden nur gegen Vorlage
des Brotſcheines in Dörings Konzerthaus verobfolgt.

T Trauriges Geſchick. Mit dem Eiſernen Kreuz
1. Klaſſe wurde der Sergeant Albert Schlegel von hier ausgezeichnet.
Da derſelbe aber bei einem der letzten Ueberfälle als vermißt gemeldet
worden iſt, wurde die Auszeichnung an ſeine Frau hier geſandt. Alsſie eintraf, weilte aber die ung Frau nicht mehr unter den Lebenden.

Sartner Richard
beſitzer H. in Brehna in Stellung; am nächſten Tage, dem 16. April,

Brehna J Sinbrecher. Der jugendi. en
war bis zum 15. April bei dem Gärtnerei-

kehrte er nach B. zurück ſtieg bei ſeinem bisherigen Arbeitgeber
m ein Loch im Lattenzaune ein und zog mit zwei Kaninchen
wieder von dannen. Am 24. kehrie er nochmals wieder, ſtieg über
den Zaun und erbeutete ein Fahrrad, das ihm von der Polizei. aber
wieder abgenommen wurde. Die Halliſche Strafkammer verurteilte
ihn wegen e Diebſtahls in zwei Fällen unter Zuübilligung
mildernder Umſtände zu einer Gefängnisſtrafe von zwei Mongaten.

Wolfen. Ein Rückfälliger. Der Arbeiter Wilhelm Pfuhl
77 S in Strafhaft, war im Juni als Strafgefangener in Wolfe

i r Firma H. u. Co. beſchäftigt; er ſtahl hier zwei Jacketts, eine
Steefen e mit Papieren, Holzſchuhe, zwei Mützen, einen Hut ſowie
Stiefel, die er mit den Anſtaltsſtiefeln vertauſchte, worauf er letz-
tere verkaufte. Die geſtohlenen Sachen konnte er zum Teil erſt
erreichen, nachdem er Behältniſſe erbrochen hatte. Pf. iſt ſeit 1893
häufig wegen Diebſtahls beſtraft, mehrfach auch mit Zuchthaus,
auch iſt er aus dem Heere ausgeſtoßen. Das Gericht verurteilte
ihn wegen ſchweren und einfachen Diebſtahls antragsgemäß zu
einer r von zwei Jahren ſechs Monaten, ſowie zu
fünf Jahren Ehrverluſt. Außerdem erdält er noch vier Wochen Haft,
weil er auf dem Wege von Wolfen nach Bitterfeld gebettelt hatte.

Altenburg. Seit einem Jahre brütet eine Kommiſſion des Alten-
burgiſchen Landtages unter Führung der Regierung über einen Wahl-
rechtsvorſchlag. ſtern vormittag war dieſe Kommiſſion wieder bei-
fammen, bei welcher Gelegenheit der Staatsminiſter von Wuſſſow
endlich mit ſeinem Plane- herausrückte. Wie die Gleichheit der Staats
bürger ausſiteht, die eben Not und Tod zuſammenſtehen, geht
daraus hervor: Es ſollen die hlkreiſe beſtehen bleiben. 23 Abgeord
nete werden durch allgemeine Wahlen gewählt. Die Stadt Altenburg
wählt nach der Verhältniswahl. 16 weitere Abgeordnete ſollen durch
berufsſtändiſche Wahlen gewählt werden. Die Verfaſſungs-
änderung erfordert zwei Drittel und Wahlrechtsänderung mehr als die
Hälfte der Abgeordneten.

Unter dieſen Umſtänden gab unſer Genoſſe Rößler folgende
Erklärung ad:

Herr Staatsminiſter!
Bei den feitherigen Verhandlungen über die Wahſrechtsfrage

hat ſich ergeben, daß die Auffaſſungen über die Staatsnotwendig-
keiten in der gegenwärtigen Zeit zwiſchen uns und Jhnen dermaßen
voneinander abweichen, daß wir es ablehnen müſſen, weiter mit
Ihnen zu verhandeln. Wir betrachten es im Jntereſſe des Landes
liegend, daß ein Wechſel im Skagtsminiſterium eintreten muß. Wir
erfuchen, dem Herzog von dieſer Sachlage umgehend Mitteilung zu
machen mit dem Hinzufügen, daß wir bereit ſind, dem Herzog unſere
Auffaffungen vorzutragen und über die von uns als Vertreter der
überwiegenden Mehrheit des Volkes unumgänglich notwendig zu
erachtenden Reformen eine Verſtändigung anzubchnen.

Dieſer Erklärung hat ſich der fortſchrittliche Abgeordnete Mehnert
angeſchloſſen. Nach Angabe dieſer Erklärung verließen die zwei So-
ia demokraten und der Fortſchrittler die Sitzung. Die Rumpfkommiſ-
on verhandelte weiter. Nun hat das Volk das Wort!

Letzte Nachrichten.
Berlin, 30. Oktober. (T.-U.) Entgegen den in Berlin auf Grund

von Blättermeldungen umlaufenden Gerüchten, die ein Eintreffen
der Waffenſtillſtands bedingungen der Entente hier-
orts melden, wird uns von amtlicher Seite mitgeteilt, daß dieſe Be
dingungen noch nicht angelangt ſind. Die hierüber verbreiteten
Einzelheiten beruhen lediglich auf Kombinationen.

München, 30. Oktober. Sicherem Vernhmen nach hat ſich die

Krone entſchloſſen, die Volksvertretung in Bayern zur unmittel
baren Beteiligung an den Regierungsgeſchäften heranzuziehen. Zu
dieſem Behufe ſteht ein Schritt des Königs bevor, wonach das bis
herige Miniſterium aufgelöſt und der bisherige Vorſitzende im
Miniſterrat von Dandl mit der Neubildung eines Miniſteriums
jm Benehmen mit den Parteien im Landtag betraut wird. Die
Landtagsfraktionen haben für dieſen Fall bereits begonnen, Vor
bereitungen zu treffen. Nach Erſcheinen der königlichen Willens-
kundgebung wird ſich die Ausſprache in der Kammer der Ab
geordneten vorausſichtlich auf völlig verändertem politiſchen Boden
bewegen können.

Amſterdam 209. Oktober. Reuter meldet aus London:
Daily Graphic nimmt an, daß Oeſterreich- Ungarn der Waffen-
ſtillſtand unverzüglich gewährt werden wird, und zwar unter den
ſelben Bedingungen wie Bulgarien.

Die Fortſetzung des Romanes erfolgt in nächſter Nummer.

(alte Partei).

Poplaldemokratſcher verein für halle und den daalkrels

Sonnabend, den 2. Vovember, abenös 8 Uhr:

Tages-Ordnung: „Volksregierung und Friede.“
Eintritt 20 Pf.

in den ThaliagSälen, Geiſtſtraße.

Große öffentliche volksverſammlung
Freie Ausſprache.

Aubvabeade m ſei Auscgrae

1. Woſesabonci
Donnerstag, d. 31. Oktober, Uhr abends
in der Kaer-Wllhelms-Halle, Neue Pro-
menade 8, eingeleitet vom Geh. Medizinalrat
Prof. Dr. E. Abderhalden mit einem Vortrag
über

eukere und innere Bedinv e n hen bein
r Der Zutritt iet für jedermann frei.

Aus dem Felde zurück.

Bernburger Straße 7.
Sprechzeit nachmittags 2--3 Uhr. [1657

auf
Teilzanhlung.
N. f uc h S 5 Aussta

Möbel

ma Kredit aueh nach auswärts

ttungs-Geschäft,

Halle a. S., Gr. Ulrichstr. 58, II., III. Etage.

Empfehle mein großes
Lager in 3 Etagen in

c IEA IIa Ketret. Soins, Meiersgrönke
ſertkes, Köcdenmödel aber Art.

[1270

Kät, Jan I
I

Donnerstag, den 31. Oktbr.

r Die Badeanstalt

Anfang 7,30 Uhr. Ende 10,15 Uhr

bleibt vom 1. November

Hoffmanns kraningen.

ab während der Winter-

Oper von Offenba
Freitag Lohengrin.

monate geschlossen. arme

Faßt nene J 2

Küchen, immer-Ein
an e Meatrerenrer Auch c 0. Blankensteln,
date n Ob. Leipxäger Straße T.

Je
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